
Aktenzeichen:
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I m N a m e n d e s V o l k e s

' In Sachen_j"

Verkündet
am 89. März 1962 ‘=A„”f ‘ qrfj

: ‚
Klägerin und Revisionsklägerin,

.
'gegen

Beklagten und Revisionsbeklagtén,

hat der }. Séhät des Bundessezialgerichts auf die
mündliche Verhandlung Vom 29. März 1962, an der

mitgeWirkt haben

’- Senatspräsident Prof. Dr° B o g s
„,t - __‚C als Vorsitzender,

_
Bundesrichter R i c h t e r

und'Bundesrichter‘ Dr. L a n g k e i t
als weitere Berufsrichtcr,

.
Bundessozialrichter' L e p i n s k i

* und Bundessozialrichter Dr. E n g e l s

_
als ehrenamtliche Beisit zer,

ffür Recht erkannt:

Die ReVision der Klägerin
gegen das Urteil des Lane

_
‘„dessozialgerichts Niedersachsen vom 11. April 1961'
>‘Wird ZUrückgewiesen. ” ” ’ ' '

AUBergericht-liehe Kosten des Revisionsverfahrena "{‘

sind nicht zu erstatten.“ ’

Von Rechts wegen.
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Sieben Innungen mit dem Sitz in H_ beschlossen in den
Jahren 1956 bis 1958 die Errichtung einer gemeinsamen Innungs—
krankenkasse (GIKK). Die Gesellenausschüsse der Innungen Stimm—

ten der Errichtung der GIKK zu. Im Rahmen des antragsgemiß ein—
geleiteten Genehmigungsverfahrens stellte das beklagte Versi;

cherungsamt (VA) am 16. Dezember 1959 gemäß % 259 der Reichs—
versicherungsprdnung (RVG) fest, daß die Leistungen der zu er-

richtenden GIKK denen der klagenden Ortskrankenkasse (OKK)

gleichwertig seien. Das beklagte VA bezeichnete seine Entschei—

dung als endgültig ' ’

Gegendiese Entscheidung hat die DKKbeim Sozialgericht (SG)Ü
Braunschweig Klage erhoben mit dem Antrag,

die Entscheidung des beklagten VA vom 16. Dezember
1959

aufzuheben.
v. . „„_ _ _ _._.■ ‚

Sie hält es für
zweifelhaft,

ob die

Satzungsmäßigen

Leistungen

der zu errichtenden GIKK ihren Leistungen gleichwertig seien.

Das SG hat die Klage als unzulässig abgewiesen (Urteil vom

2.6.1960). Gegen dieses Urteil hat die klagende OKK Berufung
eingelegt mit dem Antrag, '

unter Abänderung des
angefochtenen Urteils den Beschluß

des beklagten VA vom 16. Dezember 1959 aufzuheben.\

Das beklagte VA hat um

Zurückweisung der Berufung
„

gebeten.

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung gegen das enge—
fochtene Urteil zurückgewiesen; die Revision wurde zugelassen

(Urteil vom 11.4.1961). Das LSG schloß sich der Auffa$sung des

SG an, daß die Klage unzulässig sei. Der angefochtene Beschluß

des VA stelle weder einen Verwaltungsakt_ noch eine Arordnung

der Aufsichtsbehörde dar. Die Feststellung des VA über die

Gleichwertigkeit der Kassenlei$tungen erzeuge keine unmittel-
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*_bare Wirkung in.der Rechtssphäre_der Beteiligten. Erst die

1 Entscheidung des 0bervérsicheruhgsamts (OVA) über die Er-
l teilung der Errichtungsgenehmigung stelle eine "Regelung

’ des Einzelfalles“ und damit einen Ve1Waltung5akt dar. Das
den Krankenkassen gegen die Gleichwertigkeitsent$cheidung

‘ des VA eingeräumte Beschwerderecht (@ 265 Abs. 2 RVO) be-

stehe seit Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—

(@224'Abs. } soo) nicht mehr. An seine Stelle sei nicht
das Klageverfahrcn nach dem SGG getreten, weil dieses nur

gegen Verwaltungsakte cder_Anordnungen der Aufsichtsbehörde

zulässig sei.

Gegen dieses Urteil hat die klagende OKK Revision
eingelegt

mit dem Antrag,
_

' “. ‘ __'

die Urteile der Vorinstanzen und den Beschluß des

beklagten VA vom 16. Dezembervlgög aufzuheben. '

'Nach Auffassung der klagenden DKK ist die Aufhebungsklage

‘ gegen die Entscheidung des VA über die Gleichwertigkeit der
Kassenléistungen zulässig.

Das OVA sei bei seiner Entschei-

dung über die Errichtungsgenehmigung an die Entscheidung

des VA über die GleichWertigkeit der Kassenleistungen nach

5 259 Abs. 1 BVD gebunden. Habe das VA die Gleichwertigkeit

der Kassenleistungen verneint, so müsse das OVA schon aus_

diesem Grunde die Genehmigung
zur Errichtung der DKK ver-

sagen° Deshalb müsSe den Betroffenen die Möglichkeit ver-_

.
bleiben zu erwirken, daß die Genehmigungsbehörde ihre Ent—

scheidung auf einen richtigen Beschluß nach 5 259 RVO gründe.

Sei das Beschwerderecht auch infolge des Inkrafttretens des

SGG weggefallen, so sei daraus nur zu folgern, daß dafür

die Moglichkeit der Klage vor dem SG gegeben sei.

Das
beklagte

VA
hat beantragt,.4'

_
.

die Revis_ion zurückzuweisen.'

Es hält die Begründung des LSG für
zutreffend.

Die Revision der klagenden ÖKK ist nicht
begründet.

Zu Recht
_haben die Vorinstanzen ihre Aufhébung3klage als unzulä$sig

angesehen. “‘ ' '
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' Die Klage richtet sich gegen 'den' Beschluß, in' 'd'emda's be— ä-.f

klagt.e VA die Gleichwertigkeit der' satzungsmaß1gen Leistun- .'

gen der GIKK m1t denen der klagendcn OKK festgestellt_ hat'

(5 259 Abs. 1 1. v. m. S 251 Abs. 1 Nr. 2 EVO): Zutre f'fend
_vist das LSG davon ausgegangen, daß dies

e Feststellung
kein"

'Verwaltungsakt ist. Ein Ver'Waltungsakt'‚ wie er in 5 5#-
_Abs. 1 SGG als' Begr1'f'f vorausgesetzt ist und vom

erkennen—'-'

_
den Senat 1n Anlehnung an 5 25 Abs. 1 Satz 1 der Militär—'i' 1
regierungsverordnung (MRVÖ_) Nr. 165 und_

d1e allgemeine Vef— "

WaltungSrechtslehre näher beStimmt wurde (BSG 3, 204, 206),.'

iSt eine' Maßnahme, die von e1ner Verwaltungsbehörde zur, s_"f'

_

Regelung
ei nes Einzelfallés auf dem Gebiet des öffentlichen'

_
Rechts getroffen Wird. Hiernach 1St ein Verwaltungsakt i@@er

*nur gegeben, wenn v_on
dem Handeln einer Behörde unmittelbar

rechtliche Wirkungen au5gehen (Haueisen in DÖK1954, A60'‚

-
462). Eine solche unmittelbare rechtliche Wirkung geht dem

_
1

. Gleichwertigkéitsbeschluß des VA nach 5 259 RVGab. Er
_

' '
stellt eine Voraussetzung für die Errichtung einer GIKK

— Von

mehreren (Vgl. @251 Abs. 1 RVG)
-

dar' und ist, wie es das '

Bayerische LSGin s'einem Urteil vom }. _April 1057 (Breith.
1957, 793, 794) in' ei_nem ähnlichen Zusammenhang

zutreffend

ausgedrückt hat, nur ein Ehtscheiduhgselement für den noeh
__ausstehenden Verwaltungsakt der Genehmigung der ErriChtung ;‘Ü

der KK. Er berührt noch nicht unmittelbar die Rechtss'phäre '
_der beteiligten Krankenkassen und Innuhgen. Besonders deut—'')”

lich wird dies,' wenn das ErrichtungSVerfahren nach Erlaß '_

des Gleichwertigkeitsbeschlus3es des VA — etWa wegen
Rück-;”"“'

nahme des Antrags
-—

abgebrochen wird. Der Beschluß .dcs VA

ist dann gegenstandslos geWorden, weil es _n1cht mehr_ zu
_ _ _

der Entscheidung des QVA gekommen ist, für die er eine
Ver-5 _■f

aussetzüng sein sollte. Die Feststellung des VA. üb'er die »;'_"1

Gleichwertigkeit der Kassenle15tungen nach 5 259 RVO ist 'ng1i*

somit kein Verwaltungsakt (so im Ergebnis auch die herr_-_f;_ ■
__schehde Meinung: außer dem LSG Niedersachsen im angefoch-

tenen Urteil das Schlesw —Hbl$t. LSG
—Br eith 1957, ÄOO -

__
sc Karlsruhe_—Breith. 1955,815,—817.,

_LSG_Badcnfmirftteif■r;

_
'
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] berg - Breith. 1957,8, 11 -, LSGNordrhein;Westfg’vl22.1.
1958 — Sozialgerichtl. Entscheidungssammlung III/1 Nr. 2 zu
5 259 RVG —; ferner Schröter, Krankenversicherung 1954, 176,

-178; Haueisen, Ortskrankenkasse 195%, A60, 962; Friede, Be— '

triebskrankenkasse'l954, 5653 Frentrop, Betriebskrankenkasse

1955, 104, 106; Beuster, Ortskrankenkasse 1956, P51, 434; kw

_
Reinhold,4 Krankenversicherung 1958, 198, 203) ‘ "'"

Peters (Handb. der KrV 16. Aufl. Stand:
Okt. 1961, 5 265

RVO
Anm. 2) hält dieser Auffassung entgegen, daß @ 259 Abs. 1 BVG
den Beschluß des VA über die Gleichwertigkeit der Kassenlei—‚

s:ungeh als eine "Entscheidung" —im Gegensatz zur "gutacht—

lichen Äußerung" des VA nach 5 252 Abs. 2 BVG - kennzeichne.
In der Tat war die Entscheidung des VA über die-Gleichwertig—
keit der Kassenleistungen Vor Inkrafttreten des SSG für die

Beteiligten und das OVA bei seiner Entscheidung über die'Ge—

nehmigung der Errichtung der KK bindend, sofern nicht eine

der beteiligten Kassen von dem Recht der Beschwerde an das'

OVA (@ 263 Abs. 2 EVO) Gebrauch machte. Diese Möglichkeit Zur

Beschwerde ist, wie auch Peters (a.a.0.) anerkennt, mit der

Beseitigung des Beschlußverfahrens (vgl. 5 213 Abs. 1 Satz 1

SGG) entfallen. Daß diese Vorschrift nicht_- wie die hiermit
Zl'vergleichbare des 9 254 RVG — unter den außer Kraft getrete—

l'.nen ausdrücklich in @224„Abs. 3‚Nr° 1 SGGaufgeführt ist,
'v‘fällt nicht ins Gewicht; denn die hier genannten Vorschrif—

_ten stellen, wie das einleitende Wort "insbesondere” zeigt,
keine erschöpfende Aufzählung dar. 9 __ 3„. _ _ _

Indessén kann
aus

dem Wegfall der Béschwefdémöglichkeit nicht.

geschlossen werden, daß die Vom GleiChwertigkeitsbeséhluß des

VA Betroffenen nunmehr einen anderen Rechtsbehelf — nämlich

die Aufhebungs k1age vor dem SG » haben. Diese — von Peters

vertretene —
Auffassung berücksichtigt nicht, daß nach dem

Klagen5ystem des SGG eine Aufhebungsklage nur gegenüber einem

Verwaltungsakt zul_ässig ist (© 54 Abs. 1 SGG) und die "Ent—

‘ scheidung" des VA über die Gleichwertigkeit der Kassenleistun—

gen, wie bereits dargelegt, keinen Verwaltungsäkt dar stellt.

_
6 -
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Andererseits Wäre eS’mit dem_Zweck des Art. 19'Abs. 4 des
_}'Grundgesetzes, einen umfassenden Rechts schutz gegen

EntsChei-'_

f dungen der "öff_éntlichén Gewalt" zu gewährleisten, nieht in "

.Eink1ang zu bringen, wenn die_einmal_getro'ffcnc' Ent$cheidung'

'_des VA über die Gleichwertigkeit der.Kaszenleistungcn ohne die
_Möglichkeit einer Richtigstellung hingenomten werden hüßt3.

' Der Rechtsschutz der Beteiligten im Verfahren bei der Errich—

‚tung einer KK wäre unvollkommen, wenn die_ Entscheidung des OVA
auf eine so

'wichtige Vorentscheidung wie die über_die Gleich-
'‚wertigkeit der Kassenlei$tungen gegründet werdenmüßte, ohne_ 17

daßimFalle ihrer Unrichtigkéit ‘dieidögli'chceitzurAbhi'lfe
'bestände. Deshalb kann -der "Entscheidung" des VA über die

"Gleichwertigkeit der Kassen leistungen nach_ Inkraftt“eten des
_SGG nur die gl'éiChe eingeschränkte Bedeutung wie der "gutächt—

lichen Äußerung" _nach 5 252 Abs. 2 SGG zuerkannt werden. Sie „f'

' bindet nicht'das OVA bei seiner Entscheidung über die Errich'—

_'tung der KK. Im übrigen ist dem Rechtsschutzbedurfnis der Be—‚fz
'_teiligten dadurch genügt, daß sie gegen den Bescheid des OVA—_

über die Errichtung der KK Klage erhében_köhncnr Zwar eröff—_L'

nete vor Inkrafttreten des 866 das -
allerdings nur den Kas— ‘

‚sen eingeräumte - Recht der selbständigen Beschwerde gegen„.vf"

die Gleichwert_i$keitsentscheidung des VA die Möglichkeit,

dies e Frage für sich end_éüitig Zu entscheiden (5' 265 Abs 2 '

Satz; 2 RVG a. F. ) Eine KasSe
, die sich nur in_ diesem Punkt

besc:hwert glaubte, war daher nicht genütiät, die Hauptent—

„scheidung des 'OVA über die Errichtung der KrankcenkasSe anzu— ‘"

‚rechten. Nach geltendem Recht muß auch die Kas_se, die die V
„Erri.chtungsentscheidung des OVA nur wegen der_ in ihr mitent-"_ß

haltzenen GleichWértigkeitsent$cheidung angreifen will, die ' "
Entscheidung des OVA anfechten. Indessen bedeutet diese Be—

Wschränkung nur eine - in der Regel _kurze —
Hinausschiehu■g

___
der Anfechtungsmöglic_hkeitz Die durch die G1éichwertigkeits—v_'f

'_ent:30heidung des VA beschwerte Kasse muß erst die Errich-. V

_tunp;s entscheidung des OVA abwarten, bevor sie die Aufhebungs-7“

klage erheben kann. Hinzu' kc_mmt, daß die Erfahrung gelehrt
_ _

hat, daß Errichtungsentscheidungen der OVÄer in der Regel_aus

;
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mehreren Gründen Zugleich angegriffen Werden. Würde in eincmi

solchen Fall zunächst die Gleichwertigkeitsentscheidung des

VA für sich vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit und

danach vor den gleichen Gerichten die Errichtungsent50hei—

dung des OVA angefochten werden können, so würde eine viele

Interessen berührende Organisationsentscheidung u.U. eine

Reihe von Jahren in der Schwebe bleiben. Ein solcher Zustand

wäre mit der damit verbundenen Unsicherheit für alle Betei—

„ligten höchst unerfreulich. Auch unter dem Gesichtspunkt der

_Prozeßöronomie wird somit die hier vertretene Auffassung der

Sachlage am besten gerecht."

Demnach ist die Aufhebungsklaée im vorliegenden Fall zu Recht

von den Vorinstanzen als unzulässig angesehen worden. Die

Revision der klagenden DKK ist unbegründet. ‘

Die Kos:enentscheidung beruht auf @ 195 Abs. 1 und 4 SGG.'
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